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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 03.03.2022
ELIA HEER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Die grosse Kammer befasste sich in der Wintersession 2021 mit einer
parlamentarischen Initiative der Griinen, welche forderte, dass ab 2023 nur noch
Personenwagen und leichte Nutzfahrzeuge ohne fossilen Antrieb neu zugelassen
werden dirfen. Balthasar Glattli (gp, ZH) wies darauf hin, dass sich die
Bundesversammlung verpflichtet habe, die Klimaziele von Paris einzuhalten. Nach der
Ablehnung des CO2-Gesetzes an der Urne seien nun alternative Wege umso wichtiger,
um den Klimawandel zu bekédmpfen. Fir den Verkehrsbereich stelle die vorliegende
Initiative eine solche Alternative dar. Die Mehrheit der vorberatenden KVF-NR war
jedoch anderer Ansicht, wie Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) erlduterte.
Bregy argumentierte, dass die Initiative unrealistisch und unsozial sei: Zum einen sei
der Zeithorizont von 2023 nicht zu erreichen, da bis in einem Jahr gar nicht genligend
Autos mit alternativen Antrieben zum Verkauf angeboten werden kénnten. Zum anderen
wirde diese geplante Verknappung des Angebots zu hdheren Preisen fihren, wodurch
die Fahrzeuge nicht mehr flr alle Personen erschwinglich waren. Der Nationalrat folgte
den Argumenten der Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 115 zu 67 Stimmen
bei 2 Enthaltungen keine Folge. Die Initiative ist damit erledigt. '

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Mitte Juni 2021 hatte Grinen-Président Balthasar Glattli (gp, ZH) im Nationalrat ein
Postulat eingereicht, mit welchem er den Bundesrat beauftragen wollte, zu prifen, mit
welchen Massnahmen der Klimaschutz im Geb&dudebereich rascher vorangetrieben
werden konnte. Insbesondere solle sich der Bericht auf die Unterschiede in der
Treibhausgaseffizienz zwischen Sanierungen und Ersatzneubauten fokussieren. Glattli
begriindete seinen Vorstoss damit, dass aus einem Grundlagenbericht der Stadt Zurich
hervorgehe, dass Gebéudesanierungen, die zu einer starken Verminderung des
Warmebedarfs fihren, was wiederum haufig eine Umstellung auf eine Warmepumpe
respektive Fernwarme erlaube, treibhausgaseffizienter seien als ein Abriss und Neubau
von Gebéuden. Zudem flhrte der Postulant aus, dass Ersatzneubauten zu mehr
Problemen fur Mieterinnen und Mietern fihrten, da oft der gesamten Mieterschaft
gekiindigt werde und danach héhere Mietpreise verlangt wirden, wodurch bezahlbarer
Wohnraum verloren ginge. Glattli kritisierte, dass der Bund mit seiner Energiepolitik
den Ersatzneubau von Gebéuden férdere. Der Bundesrat solle deshalb in einem Bericht
Sanierungen und Ersatzneubauten vergleichen und danach seinen bisherigen
Massnahmenkatalog mit dem Ziel Gberprifen, Sanierungen gegenlber Ersatzneubauten
zu foérdern.

Das Postulat wurde im Nationalrat von Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) bek&mpft.
Dieser argumentierte in der Debatte, dass es den Bericht des Bundesrates nicht
brauche. Es sei nicht am Bund zu entscheiden, wann eine Sanierung und wann ein
Neubau angebracht sei. Man musse das im Einzelfall anschauen und Sanierungen seien
nicht immer besser als Neubauten. Auch seien die Ausgangslagen in verschiedenen
Regionen und Siedlungstypen unterschiedlich. Weiter beflrchtete Jauslin einen
Kompetenzverlust der Kantone wund ihrer Gebaudeprogramme. Nicht zuletzt
subventioniere der Bund ja nur Ersatzneubauten, wenn diese Vorgaben zur
Energieeffizienz einhielten, weshalb diese Subventionen durchaus sinnvoll seien.

Der Bundesrat, vertreten durch die UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga, empfahl
das Postulat zur Annahme. Sommaruga gab zu Protokoll, der Bundesrat erachte es als
sinnvoll, eine solche Auslegeordnung vorzunehmen. Sie betonte zudem, der Bundesrat
werde in dem Bericht nicht pauschalisierend eine Empfehlung flr die eine oder andere
Option abgeben und er plane auch nicht, sich in die Gebaudeprogramme der Kantone
einzumischen. Entgegen des bundesratlichen Antrags lehnte die grosse Kammer das
Postulat aber mit 105 zu 83 Stimmen ab. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der FDP und der SVP stimmte auch fast die gesamte Mitte-Fraktion gegen
das Postulat. ?
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Umweltschutz
Klimapolitik

Am friihen Montagmorgen des 21. Septembers 2020, also zu Beginn der dritten Woche
der Herbstsession der eidgendssischen Rate, besetzten einige Hundert
Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten den Bundesplatz vor dem Bundeshaus in Bern.
Die Medien waren sich rasch einig, dass dies ein geschickter, medienwirksamer
Schachzug war, um die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. Die Forderungen der
Gruppierung, die sich «Rise up for Change» nennt, waren sehr vielféltig und bestanden
gemass einzelnen Medienberichten etwa aus der &kologischen Ausrichtung der
Landwirtschaft oder der Verpflichtung des Finanzsektors, seine Geldflisse
offenzulegen. Auch sollen die Banken aufhoren, in die fossile Industrie zu investieren.
Zudem sei die Bevdlkerung bei der Umsetzung der Klimaziele besser einzubeziehen. Da
Kundgebungen auf dem Bundesplatz wahrend den Sessionen des Parlaments seit 1925
verboten sind, war die Besetzung des Bundesplatzes illegal. Die Stadtberner Regierung
stellte den Aktivistinnen und Aktivisten am Montagabend ein Ultimatum, den
Bundesplatz bis am Dienstagmittag zu verlassen. Wie die Medien berichteten, gab es
bereits vor diesem Ultimatum von Seiten des Ratsbiros von National- und Standerat
und von Politikerinnen und Politikern von rechts bis in die politische Mitte die
Forderung an die Stadt Bern, den Bundesplatz schnellstméglich zu raumen. Christian
Imark (svp, SO) forderte den Bundesrat per Motion gar dazu auf, die Stadt Bern zu
enteignen und somit auf dem Bundesplatz zuklnftig selber fir die Durchsetzung von
Recht und Ordnung zu sorgen. Viele Politiker und Politikerinnen von rechts-
birgerlicher Seite, beispielsweise Peter Keller (svp, NW) oder Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH), warfen der Berner Stadtregierung vor, zu wenig hart durchzugreifen. Auch fur
die Medien war die Haltung der Berner Stadtregierung Anlass fur ausflhrliche
Berichterstattung. Sie spekulierten teilweise, dass sich die rot-grine Berner Exekutive
im Dilemma zwischen Durchsetzung der Rechtstaatlichkeit einerseits und Sympathie flr
die Protestierenden andererseits befinde und vor den Wahlen im November 2020 keine
Fehler machen wolle. Linke Politikerinnen und Politiker dusserten mehr Verstédndnis fur
die Aktion und flr die Haltung der Stadtregierung. Aline Trede (gp, BE) und Balthasar
Glattli (gp, ZH) forderten in den Medien denn auch, das Verbot von Kundgebungen
wahrend der Session aufzuheben. Nachdem die Klimaaktivistinnen und -aktivisten auch
ein zweites Ultimatum der Stadt Bern hatten verstreichen lassen, wurde das Camp rund
48 Stunden nach Beginn der Aktion von der Berner Polizei und Feuerwehr geraumt. Ob
und was die Aktion fur die Klimapolitik gebracht hatte, wurde von den Zeitungen
unterschiedlich eingeschatzt. Die Weltwoche schrieb von «Erosion des Rechtsstaates»
und «rechtsstaatlicher Verlotterung» und die NZZ war der Ansicht, dass die
Platzbesetzung dem Anliegen des Klimaschutzes eher schade. Dem stimmte ein
Kommentar im Blick zu, wonach die Aktivistinnen und Aktivisten mit dieser Aktion viele
Leute verschreckt und keine neuen Sympathisanten dazu gewonnen hatten. Die linke
Wochenzeitung fand den zivilen Ungehorsam angesichts der weltweiten
Klimaerwarmung hingegen gerechtfertigt. Weiter wurde von den Medien vermutet, dass
die Raumung den Klimaaktivisten helfe, weil nichts so langweilig gewesen ware, wie ein
Protest, der nicht gerdumt werde, dann langsam an Besetzerinnen und Besetzern
verliere und so schliesslich im Sande verlaufe. Auch habe die Klimabewegung durch das
Protestcamp wieder an Schwung gewonnen, nachdem die Klimapolitik Gber Monate
hinweg von der Corona-Pandemie Uberschattet worden sei. *

Im September 2020 reichte die Fraktion der Grinen eine parlamentarische Initiative
ein, mit welcher ein durch ein Losverfahren bestimmter Klimarat geschaffen werden
soll. Dieser Klimarat wirde aus 200 rein zufallig ausgelosten Personen bestehen, womit
die Geschlechter, Altersgruppen, Sprachregionen und weitere Kriterien adaquat
abgebildet werden sollten. Um in der aktuellen globalen Klimakrise fir mehr
Klimaschutz und -gerechtigkeit zu sorgen, soll der Rat politische Rechte austben
kénnen. So soll er beispielsweise Motionen zu Handen des Parlaments einreichen und
mit einer Zweidrittelmehrheit Volksinitiativen vorschlagen kénnen, welche analog einer
zustande gekommenen Volksinitiative zur Abstimmung gelangen wirden.

Die SPK-NR prifte die Initiative im Oktober 2021 und gab ihr keine Folge. Es bestiinden
keine guten Grinde, ein solches Gremium zu schaffen, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. Zum einen wirde dieser Rat das Parlament schwachen. Zum
anderen ware er demokratisch nur ungenlgend legitimiert. Insbesondere deshalb ware
es sehr problematisch, wenn «dieser befugt sein soll, Volk und Stédnden
Verfassungsédnderungen zu unterbreiten, wie dies auch 100'000 Burgerinnen und
Blrger tun kdnnen». Ausserdem bestinden fir die Bevdlkerung bereits genligend

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



MOTION
DATUM: 16.12.2022
GIADA GIANOLA

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

direktdemokratische Instrumente, um im politischen Prozess mitzuwirken.

Die grosse Kammer behandelte das Geschaft in der Wintersession 2021. Nachdem die
beiden Mitglieder der Grinen Partei, Balthasar Glattli (gp, ZH) und Greta Gysin (gp, T),
sowie die beiden Kommissionssprechenden, Damien Cottier (fdp, NE) und Marianne
Binder-Keller (mitte, AG), ihre schon aus dem Kommissionsbericht bekannten
Argumente noch einmal vorgelegt hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission und gab der Initiative mit 136 zu 33 Stimmen
bei 19 Enthaltungen keine Folge. Das Anliegen vermochte nebst den Grinen nur
vereinzelte Mitglieder der SP-Fraktion zu (iberzeugen. *

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Im Dezember 2020 reichte Balthasar Glattli (gp, ZH) eine Motion fiir ein nachhaltiges
Impulsprogramm zur Bewaltigung der Corona-Krise ein. Dieses Impulsprogramm sollte
verschiedene Massnahmen und Ziele verfolgen, wie erhdhte Investitionen in den
Klimaschutz, Schaffung neuer Arbeitsplatze in nachhaltigen Bereichen, neue
Erwerbsperspektiven fir Menschen in Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit durch
Weiterbildungen und Umschulungen, eine Ausbildungsoffensive gegen den
Fachkraftemangel oder Verbesserungen der Arbeitsbedingungen im
Gesundheitsbereich. Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom Februar
2021, die Motion abzulehnen, und verwies dabei auf bereits geplante Investitionen und
BemUlhungen seinerseits sowie des Parlaments. Im Dezember 2022 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijahrigen Frist behandelt worden war. °

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Einen Tag bevor der Stdnderat die Bundesratsvorlage zur Anpassung der Franchisen an
die Kostenentwicklung behandelte, hatte die SP bereits verkindet, dass man, falls
notig, das Referendum gegen das Gesetz ergreifen werde. Die Franchisenerhéhung sei
inakzeptabel, treffe mit den chronisch Kranken und alteren Menschen die Schwéchsten
am starksten und sei deshalb ein Angriff auf die Solidaritat, hatte Barbara Gysi (sp, SG)
erklart.

Von dieser Referendumsdrohung liess sich der Standerat aber tags darauf in der
Frihjahrssession 2019 nicht beeindrucken. Den Minderheitsantrag Stockli (sp, BE) auf
Nichteintreten lehnte er mit 28 zu 13 Stimmen ab und nahm die Vorlage in der Folge
nach einer Prazisierung bezlglich der Bruttokosten in der Gesamtabstimmung mit 26 zu
13 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Noch in derselben Session akzeptierte der Nationalrat
die Anderungen stillschweigend, sodass die beiden Rate gut eine Woche spater zur
Schlussabstimmung schreiten konnten.

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die Ausgangslage verédndert: Zwei Tage vor der
Schlussabstimmung hatte SVP-Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) erklart, die SVP-Fraktion
werde die Vorlage ablehnen. Man wolle nicht einseitig die Pramienzahlenden belasten,
stattdessen musse ein Gesamtpaket geschaffen werden, in dem auch die anderen
Akteure wie Krankenkassen oder Arztinnen und Arzte ihren Beitrag leisten sollten,
erklérte er. In der Ratsdebatte ergénzte Leo Mdller (cvp, LU), auch die CVP unterstitze
dieses Projekt nicht und werde sich der Stimme enthalten, zumal sie sich von Anfang an
flr eine umfassende - und keine einseitig die Patientinnen und Patienten belastende -
Revision ausgesprochen habe. Dies fihrte bei den anderen burgerlichen Parteien zu
Unverstandnis. Lorenz Hess (bdp, BE) nervte sich, dass die Ausgangslage nun plétzlich
anders sei, obwohl sich inhaltlich nichts verdndert hatte. Sowohl SVP als auch CVP
hatten die Vorlage in der Wintersession 2018 noch geschlossen beflirwortet. Beat Walti
(fdp, ZH) sprach von einem «parlamentarischeln] Trauerspiel» und von einem
«durchschaubare[n] und unglaubwirdigeln] Manéver». Roger Nordmann (sp, VD) warf
der SVP vor, vor den eidgendssischen Wahlen das Referendum der SP gegen das Gesetz
und die Debatte zur Franchisenerhéhung verhindern zu wollen, und Balthasar Glattli
(gp, ZH) warf ein, dass es bereits «wahlkdmpfelet», und lobte ironisch die «Pirouetten»,
die die SVP drehe. Dem widersprach Thomas Aeschi heftig. Das verfehlte
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POSTULAT
DATUM: 04.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Gesundheitssystem sei von der SP entworfen worden und unter der Federfihrung der
damaligen SP-Bundesréatin Ruth Dreifuss unter Jubel der FDP und CVP entstanden. Nur
die SVP habe damals schon prophezeit, was passieren werde - und habe Recht
behalten. Die SVP werde nicht Hand bieten flir den Versuch, das verrottete System
durch ein paar «Pflasterli» zu heilen.

Und so kam es, wie die Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der BDP beflirchtet
hatten: Mit 101 zu 63 Stimmen lehnte eine Allianz aus SP- und Grlnen-Fraktion, einer
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelnen Mitgliedern der CVP-Fraktion - der
Grossteil der CVP-Fraktion enthielt sich wie angekindigt der Stimme - die Anpassung
der Franchisen an die Kostenentwicklung ab und versenkte die Vorlage. Dass der
Standerat - und mit ihm alle finf SVP-Standerate - die Vorlage mit 27 zu 14 Stimmen
annahm, war somit gegenstandslos. Auch die Medien werteten den
Meinungsumschwung bei der SVP und der CVP - a&hnlich wie zuvor die
Parlamentarierinnen und  Parlamentarier - als «wahltaktisches Mandver»
(Tagesanzeiger). °©

Soziale Gruppen
Menschen mit Behinderungen

Im Oktober 2019 forderte die SGK-SR den Bundesrat mit dem Postulat «Menschen mit
Behinderung. Zugang zu modernen Hilfsmitteln sicherstellen» auf, zu Uberprifen,
welche Anpassungen notwendig wéren, damit die von der Invaliden- und
Unfallversicherung abgegebenen Hilfsmittel dem technologischen Fortschritt
entsprechen wirden. Ebenso sollte dabei die  «EinflUhrung  eines
Preissetzungsverfahrens fur Hilfsmittel (analog der Spezialitatenliste fir Medikamente
des BAG)» geprift werden. Die Kommission begriindete ihr Postulat damit, dass die
rasante technologische Entwicklung fir Menschen mit Behinderung grosses Potenzial
berge, deren Inklusion und Selbstbestimmung in der Gesellschaft voranzutreiben.
Dadurch, dass «laufend technische Innovationen auf den Markt kommen», entstehe
aber Unsicherheit zwischen den Invalidenversicherungen und den Versicherten: Einige
Innovationen seien fur die Selbststandigkeit von Menschen mit Behinderung von
grossem Nutzen, doch stellten die damit verbundenen Preise nicht selten eine grosse
Herausforderung dar fur die Versicherungen, gerade auch weil Neuheiten nicht immer
den versprochenen Effekt erzielen kénnen. Damit der Zugang zu neuen technischen
Hilfsmitteln und damit weiterhin die Maoglichkeit eines selbstbestimmten Lebens
gewahrt bleibe, solle ein System gepruft werden - analog zu jenem fur Medikamente -,
bei dem die Preise nach dem Mehrwert flr die Versicherten festgesetzt werden. Die
Kommission reagierte damit auf die beiden sehr dhnlichen, bereits 2016 eingereichten
Motionen Glattli (gp, ZH) und Golay (mcg, GE) (Mo. 16.3880 und Mo. 16.3881), an deren
«Mehrdeutigkeit» sie sich aber storte. Mit ihrem Postulat formulierte die SGK-SR den
Schwerpunkt dieser beiden Anliegen um und legte diesen starker auf den die Hilfsmittel
betreffenden technologischen Fortschritt und damit verbunden auf die Schaffung eines
mehrwertorientierten Preissystems fur Versicherungen.

Im November empfahl der Bundesrat das Postulat zur Annahme. In der
Standeratssitzung vom 4. Dezember fugte Gesundheitsminister Berset hinzu, die
Uberpriifung des Preis-Leistungs-Verhaltnisses im Gesundheitswesen sei von
generellem Interesse, nicht nur im vorliegenden Fall. Der Stdnderat folgte seiner
Kommission sowie den Empfehlungen des Bundesrates und nahm das Postulat
stillschweigend an.’

Parteien, Verbande und Interessengruppen
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BERICHT
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB

Parteien
Parteien

Jahresriickblick 2023: Parteien

Fur die Parteien stand das Jahr 2023 Uberwiegend im Zeichen der National- und
Standeratswahlen sowie der Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats. Dies schlagt
sich auch in der Medienprasenz der Parteien nieder, die sich dem Spitzenwert aus dem
letzten eidgendssischen Wahljahr 2019 anndherte und im Wahlmonat Oktober
kulminierte (vgl. Abbildungen 1und 2 der APS-Zeitungsanalyse).

Die SVP lancierte ihren Wahlkampf mit einem neuen Parteiprogramm, das sich unter
anderem gegen «Gender-Terror und Woke-Wahnsinn» wandte. Im Wahlkampf rlckte
die Partei mit der Asyl- und Migrationspolitik indessen zunehmend zwei ihrer
klassischen Kernthemen ins Zentrum. Nebst ihren inhaltlichen Forderungen bescherten
der SVP auch ein Wahlkampfsong und ein aufwandiger Wahlkampfanlass viel
Aufmerksamkeit. Bei den Nationalratswahlen erzielte die Partei schliesslich das
drittbeste Resultat ihrer Geschichte, im Stéanderat musste sie hingegen Verluste
hinnehmen. Bei den Bundesratswahlen sprach sich die SVP flr ein Festhalten an der
bisherigen Sitzverteilung aus, erhob jedoch - letztlich ohne Erfolg - mit einem
Zweierticket Anspruch auf die Nachfolge von Bundeskanzler Walter Thurnherr.

Auch in diesem Jahr zeigte sich die SVP aktiv bei der Nutzung der Volksrechte. So
lancierte sie ihre «Nachhaltigkeitsinitiative» und brachte - unter Ruckgriff auf
unlbliche Methoden - das Referendum gegen das Klimagesetz zustande, an der Urne
konnte sie das Gesetz aber nicht zu Fall bringen. Verschiedentlich wurde in den Medien
diskutiert, ob sich die SVP genligend gegen Rechtsextremismus abgrenze. Anlass dazu
boten unter anderem die in zwei Kantonen eingegangenen Listenverbindungen mit
Mass-voll und Verbindungen einzelner SVP-Exponentinnen und -Exponenten zur
Jungen Tat.

Die SP konnte sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den Standeratswahlen zulegen.
Eine Erklarung fur den Wahlerfolg sah die Presse in der Themenlage, die der SP mit
Inflation, steigenden Mieten und Krankenkassenpramien in die Hande gespielt habe. Die
Partei hatte in ihrem Wahlkampf denn auch das Thema Kaufkraft an erste Stelle gesetzt.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurlicktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte (vgl. Abbildung 1).
Letztlich wahlte die Bundesversammlung mit Beat Jans unter einigen Nebengeréuschen
einen der beiden offiziellen SP-Kandidaten.

In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekampfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde.
Einen Erfolg konnte sie hingegen mit dem Zustandekommen ihrer Kita-Initiative
verbuchen. Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionsprasidium neu zu
besetzen. Wie schon die Bundespartei wird nun auch die Fraktion von einem
geschlechtergemischten Co-Prasidium gefuhrt.

Fur die FDP verliefen die National- und Sténderatswahlen enttduschend. Im Wahlkampf
hatten Diskussionen dazu, ob die grossflachigen Listenverbindungen mit der SVP fur die
FDP strategisch sinnvoll seien oder gemaéassigte Wahlende abschreckten, ihre
inhaltlichen Wahlkampfthemen teilweise in den Schatten gestellt. Die Vorwdrfe, die FDP
verkomme zur Juniorpartnerin der SVP, verstarkten sich noch, als sich die Freisinnigen
vor den zweiten Standeratswahlgangen in mehreren Kantonen zugunsten der SVP-
Kandidaturen zurtickzogen. Die Verluste bei den Parlamentswahlen befeuerten die
Diskussion, ob die Doppelvertretung der FDP im Bundesrat noch gerechtfertigt sei; bei
den Bundesratswahlen gerieten die beiden FDP-Sitze trotz eines Angriffs der Grinen
aber nicht ernsthaft in Gefahr.

Die Mitte konnte bei den ersten nationalen Wahlen nach der Parteifusion den
kumulierten Wahlendenanteil von CVP und BDP leicht Ubertreffen, tUberholte bei den
Nationalratssitzen die FDP und baute im Standerat ihre Position als starkste Partei aus.
Parteiprasident Gerhard Pfister liess darauf verlauten, er sehe die Mitte, die sich im
Wahlkampf als Anti-Polarisierungspartei profiliert hatte, kinftig als Anflhrerin eines
dritten Pols mit eigenstandiger Themensetzung. Vor den Bundesratswahlen entschied
sich die Mitte trotz ihres Wahlerfolgs dagegen, auf Kosten der FDP einen zweiten
Bundesratssitz  zu  beanspruchen, da eine Abwahl wiederkandidierender
Regierungsmitglieder vermieden werden solle. Bei einem FDP-Rucktritt werde eine
Mitte-Kandidatur aber Thema werden. Mit unvorteilhaften Schlagzeilen war die Mitte im
Fruhling konfrontiert, als ehemalige Mitarbeitende der Partei Vorwlrfe erhoben, im
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Generalsekretariat werde gemobbt.

Die Griinen konnten im Fruhling ihr 40-jéhriges Jubilaum begehen, hatten 2023
ansonsten aber nicht viel zu feiern. Bei den eidgendssischen Wahlen erlitten sie in
beiden Réaten deutliche Einbussen. Die Parteispitze betonte zwar, man habe das nach
der «Klimawahl» 2019 zweitbeste Resultat der Parteigeschichte erzielt. Gleichwohl kam
Parteiprasident Balthasar Glattli zum Schluss, er wolle als «Gesicht des Misserfolgs»
sein Amt 2024 abgeben. Im Wahlkampf hatte eine millionenschwere Wahlkampfspende
einer Gonnerin fur einige Schlagzeilen gesorgt. Inhaltlich setzten die Grinen vor allem
auf ihre Kernthemen Klima und Okologie sowie Gleichstellung. Passend dazu
beschlossen sie im August die Lancierung einer neuen Volksinitiative zum Ausbau der
Solarenergie.

Ungeachtet ihrer geschwachten Position im Parlament wollten die Grinen im Dezember
erstmals in den Bundesrat einziehen und griffen mit Nationalrat Gerhard Andrey die
beiden Bundesratsmitglieder der FDP, nicht aber die SP-Sitze an. Nachdem Andrey bei
seiner gemeinhin erwarteten Nichtwahl wohl nur eine Minderheit der SP-Stimmen
erhalten hatte, konnte sich Glattli aber auch flur kanftige Angriffe auf SP-
Bundesratssitze erwarmen. Unerfreulich war fur die Grlnen sodann eine Serie von
Parteiaustritten von Kantonsparlamentarierinnen und -parlamentariern.

Nach Erfolgen bei mehreren kantonalen Parlamentswahlen brachten die
Nationalratswahlen fur die GLP einen herben Dampfer. |hre Nationalratsfraktion
schrumpfte - teilweise wegen Proporzpech - um mehr als einen Drittel, wortber der
geglickte Wiedereinzug in den Standerat nicht hinwegtrésten konnte. |hre zuvor
gehegten Bundesratsambitionen begruben die Grinliberalen nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele, mit Viktor Rossi konnten sie aber immerhin den Kampf ums
Bundeskanzleramt fur sich entscheiden. Als neue Fraktionsprasidentin bestimmte die
GLP im Dezember Corina Gredig (glp, ZH).

Nach den Wahlen gab die kinftige Ausrichtung der Partei Stoff fir Spekulationen:
Wahrend Parteiprasident Jirg Grossen in Interviews gewisse Avancen nach Rechts zu
machen schien, schloss sich die einzige GLP-Standeratin der Ratsgruppe der Grinen
an, der grosste Spender der Partei wiederum regte 6ffentlich eine Fusion mit der Mitte
an.

Fur die kleineren Parteien hielt das Jahr 2023 Unterschiedliches bereit. Dies gilt etwa
fur die EVP, die in Basel-Landschaft erstmals Uberhaupt den Sprung in eine
Kantonsregierung schaffte, bei den eidgendssischen Wahlen aber den Nationalratssitz
ihrer Parteiprasidentin einblsste. Das Mouvement Citoyens Genevois wiederum verlor
seinen Regierungssitz in Genf, konnte aber den Einzug in National- und Sténderat
feiern. Nicht mehr im Bundesparlament vertreten sind die PdA und Ensemble a
Gauche.

Erstmals kamen bei den eidgendssischen Wahlen die neuen Transparenzregeln des
Bundes fur die Politikfinanzierung zur Anwendung. Auswertungen der Daten in den
Medien zeigten zwar, dass solche Analysen aus verschiedenen Grlinden mit
nennenswerten Unscharfen verbunden bleiben. Der Hauptbefund aber, dass FDP und
SVP mit deutlichem Abstand vor SP und Mitte sowie Grinen und GLP Uber die grossten
Wahlkampfbudgets verfiigten, schien unbestritten.

Linke und 6kologische Parteien

Bei den Griinen Schweiz trat zu Jahresbeginn 2023 Rahel Estermann ihr Amt als
Generalsekretarin an. Die 35-jahrige Luzerner Kantonsratin war seit 2020 bereits
stellvertretende Generalsekretérin der Grinen gewesen. Wahrend sieben Jahren hatte
sie davor das Sekretariat der Luzerner Kantonalpartei gefuhrt.

Nebst Estermanns Einsatz fur klassische grine Werte - eine klimafreundliche,
Okologische und solidarische Gesellschaft - hoben die Grinen in ihrer
Medienmitteilung auch Estermanns Expertise im Bereich der digitalen Grundrechte
hervor; Parteiprésident Balthasar Glattli hoffte, sie werde damit die Grinen als
«netzpolitische Avantgarde» positionieren kdénnen. Estermann ihrerseits attestierte
ihrer Partei unter Verweis auf die geplante europapolitische Volksinitiative der Griinen
mit der Operation Libero und auf die bereits lancierte Klimafonds-Initiative von Griinen
und SP eine bereits grossere inhaltliche Vielfalt als noch vor einigen Jahren.

Estermann folgte als Generalsekretarin auf Florian Irminger, der seinen Posten nach
einer Amtszeit von rund zwei Jahren aus familidren Grinden aufgab. Als Irmingers
Vermachtnis hob Glattli unter anderem den «Ausbau der grinen Strukturen nach dem
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grossen Wahlsieg 2019» sowie seine Mitarbeit in der Entwicklung der grinen
Positionierung in Zeiten der Covid-19-Pandemie und der grinen Aussenpolitik nach
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hervor. °
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